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Appellbrief Deutscher Bundestagsabgeordneter an das Parlament der Italienischen Republik 

 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

Italien ist im Bereich der Flucht- und Migrationspolitik in der Vergangenheit oft allein gelassen 

worden, auch von der Europäischen Gemeinschaft. Wir bekennen uns zu einer gemeinsamen 

europäischen Verantwortung für Menschen, die in der Europäischen Union Schutz suchen. 

Italien darf als Mittelmeeranrainer- und Außengrenzstaat mit dieser Aufgabe nicht allein 

gelassen werden. Unterstützung sowie eine solidarische Verteilung Geflüchteter in der 

Europäischen Union sind notwendig. 

Dennoch sind wir angesichts des am 02.01.2023 verabschiedeten Dekrets der italienischen 

Regierung im Bereich der zivilen Seenotrettung, das nun in geltendes italienisches Recht 

umgewandelt werden soll, in großer Sorge. Das Dekret steht im Widerspruch zu internationalem 

Seerecht, internationalen menschenrechtlichen Vorgaben und europäischem Sekundärrecht. 

Wir als Abgeordnete des Deutschen Bundestages fordern die Abgeordneten des italienischen 

Parlaments dazu auf, sich für die bedingungslose Einhaltung des Völkerrechts einzusetzen und 

appellieren an unsere italienischen Kolleg*innen ihren parlamentarischen Handlungsspielraum 

zu nutzen. 

Allein im Jahr 2022 sind nach offiziellen Angaben 2.367 Menschen bei dem Versuch, Schutz 

und Sicherheit in Europa zu finden, im Mittelmeer gestorben oder noch vermisst1. Es ist davon 

auszugehen, dass die Dunkelziffer deutlich höher ist. Das anhaltende Sterben an Europas 

Grenzen erschüttert uns zutiefst. 

 

Menschen aus Seenot zu retten und in Sicherheit zu bringen ist neben völkerrechtlicher auch 

humanitäre Verantwortung. Seit 2015 trägt vor allem die europäische Zivilgesellschaft mit dem 

Einsatz ziviler Rettungsschiffe dazu bei, mehr Tote auf See zu verhindern und unserer 
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europäischen humanitären Pflicht nachzukommen. Dabei operieren sie stets im Rahmen des 

bereits umfassenden bestehenden Rechtsrahmens für Such- und Rettungsaktivitäten. 

 

Bereits die aktuelle Politik Italiens nicht die nächstgelegenen sicheren Häfen, sondern Häfen im 

Norden von Italien zuzuweisen, deren Erreichen mehre Tage dauert, gefährdet das Leben und 

die körperliche Unversehrtheit von Menschen, die unmittelbar aus Seenot gerettet wurden. 

 

Auf Grundlage des neuen Dekrets wird zivilen Rettungsschiffen nun außerdem die Anweisung 

erteilt, nach einer Rettung auf direktem Wege einen zugewiesenen italienischen Hafen 

anzufahren, auch wenn sich zeitgleich weitere Menschen in Seenot befinden. Dieser Vorgang 

reduziert die Rettungskapazitäten im Mittelmeer erheblich und führt dazu, dass Rettungen 

entweder nur verzögert durchgeführt werden können oder gar komplett ausbleiben. Weniger 

Rettungsschiffe in der SAR Zone führen weiterhin nicht zu weniger Flüchtenden, sondern 

lediglich zu noch mehr Toten auf der Flucht. 

 

Damit ist das Dekret mit dem geltende Recht der in Art. 98 des Seerechtsübereinkommen 

verankerten Pflicht zur Rettung, sowie der im SOLAS-Übereinkommen festgeschriebenen Pflicht 

die Personen schnellstmöglich an einem sicheren Ort an Land zu bringen, nicht zu vereinbaren. 

Auch der Europarat zeigt sich besorgt darüber, dass mit Anwendung des Dekrets die Arbeit von 

Seenotrettungsorganisationen unverhältnismäßig eingeschränkt wird und Italien menschen- 

und völkerrechtlichen Pflichten nicht nachkommt. 

 

Am 15. Februar 2023 stimmt das italienische Parlament nun darüber ab, ob das Dekret in ein 

Gesetz gegossen wird. Wir appellieren an das italienische Parlament, bei der Abstimmung die 

berechtigten Sorgen über die Folgen des Dekrets für Menschenleben auf See zu berücksichtigen. 

 

Unterzeichner*innen: 

 

Julian Pahlke, MdB (B90/Die Grünen) 

Hakan Demir, MdB (SPD) 

 

Axel Schäfer, MdB (SPD) Vorsitzender der Deutsch-Italienischen Parlamentariergruppe 

 

Maik Außendorf, MdB (B90/Die Grünen) 

Tobias Bacherle, MdB (B90/Die Grünen) 

Lisa Badum, MdB (B90/Die Grünen) 

Karl Bär, MdB (B90/Die Grünen) 

Canan Bayram, MdB (B90/Die Grünen) 

Katharina Beck, MdB (B90/Die Grünen) 

Matthias W. Birkwald, MdB (DIE LINKE) 

Clara Bünger, MdB (DIE LINKE) 

Lars Castellucci, MdB (SPD) 

Daniela De Ridder, MdB (SPD) 

Martin Diedenhofen, MdB (SPD) 

Deborah Düring, MdB (B90/Die Grünen) 
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Leon Eckert, MdB (B90/Die Grünen) 

Marcel Emmerich, MdB (B90/Die Grünen) 

Emilia „Milla“ Fester, MdB (B90/Die Grünen) 

Fabian Funke, MdB (SPD) 

Knut Gerschau, MdB (FDP) 

Katrin Göring-Eckardt, MdB (B90/Die Grünen) 

Armin Grau, MdB (B90/Die Grünen) 

Uli Grötsch, MdB (SPD) 

Erhard Grundl, MdB (B90/Die Grünen) 

Sabine Grützmacher, MdB (B90/Die Grünen) 

Kathrin Henneberger, MdB (B90/Die Grünen) 

Bernhard Herrmann, MdB (B90/Die Grünen) 

Anton Hofreiter, MdB (B90/Die Grünen) 

Andrej Hunko, MdB (DIE LINKE) 

Lamya Kaddor, MdB (B90/Die Grünen) 

Misbah Khan, MdB (B90/Die Grünen) 

Dr. Kirsten Kappert-Gonther, MdB (B90/Die Grünen) 

Cansel Kiziltepe, MdB (SPD) 

Annika Klose, MdB (SPD) 

Simona Koß, MdB (SPD) 

Dunja Kreiser, MdB (SPD) 

Sarah Lahrkamp, MdB (SPD) 

Helge Lindh, MdB (SPD) 

Max Lucks, MdB (B90/Die Grünen) 

Susanne Menge, MdB (B90/Die Grünen) 

Swantje Michaelsen, MdB (B90/Die Grünen) 

Rasha Nasr, MdB (SPD) 

Dr. Paula Piechotta, MdB (B90/Die Grünen) 

Filiz Polat, MdB (B90/Die Grünen) 

Ye-One Rhie, MdB (SPD) 

Corinna Rüffer, MdB (B90/Die Grünen) 

Michael Sacher, MdB (B90/Die Grünen) 

Kassem Taher Saleh, MdB (B90/Die Grünen) 

Ulle Schauws, MdB (B90/Die Grünen) 

Stefan Schmidt, MdB (B90/Die Grünen) 

Christina-Johanne Schröder, MdB (B90/Die Grünen) 

Frank Schwabe, MdB (SPD) 

Anne-Monika Spallek, MdB (B90/Die Grünen) 

Merle Spellerberg, MdB (B90/Die Grünen) 

Nina Stahr, MdB (B90/Die Grünen) 

Dr. Till Steffen, MdB (B90/Die Grünen) 

Mathias Stein, MdB (SPD) 

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, MdB (B90/Die Grünen) 

Derya Türk-Nachbaur, MdB (SPD) 

Dr. Carolin Wagner, MdB (SPD) 
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Johannes Wagner, MdB (B90/Die Grünen) 

Maja Wallstein, MdB (SPD) 

Beate Walter-Rosenheimer, MdB (B90/Die Grünen) 

Saskia Weishaupt, MdB (B90/Die Grünen) 

Gülistan Yüksel, MdB (SPD) 


